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AG Recht und Verbraucherschutz

Schuldnerberatung kostenlos
zugänglich machen
Nadine Heselhaus, zuständige Berichterstatterin:

Unter dem Motto „Beste Investition – Finanzbildung. Wenn aus Minus Plus
wird“ findet aktuell  die bundesweite Aktionswoche Schuldnerberatung statt,
mit  der  auf  die  Wichtigkeit  finanzieller  Bildung  für  die  Vermeidung  von
Überschuldung  aufmerksam  gemacht  werden  sol l .  Die  SPD-
Bundestagsfraktion setzt sich für eine Stärkung der Finanzbildung und für
einen besseren Zugang zur Schuldnerberatung ein.

„Mit  dem  Handy  bezahlen,  mal  eben  unterwegs  Aktien  kaufen  oder  kurzfristig
verfügbare  Ratenkredite  nutzen:  Die  Finanzwelt  bietet  Verbraucherinnen  und
Verbrauchern immer mehr Möglichkeiten. Dabei kann man jedoch auch schnell den
Überblick verlieren und im schlimmsten Fall in eine Schuldenspirale geraten. Mehr als
fünfeinhalb  Millionen  Menschen  in  Deutschland  sind  überschuldet.  Sorgen  bereiten
aktuell vor allem die steigenden Zahlen bei jüngeren Leuten, die auch mit fehlendem
Finanzwissen  zu  tun  haben.  Wir  brauchen  deshalb  mehr  gute  und  unabhängige
Finanzbildung, die bisher in der Schule leider oft zu kurz kommt.

Wir müssen den Zugang zu Schuldnerberatung erleichtern. Die vielen Beratungsstellen
in unserem Land leisten unverzichtbare Arbeit, können die Nachfrage mancherorts aber
kaum bewältigen. Hilfesuchende warten zum Teil mehrere Monate auf einen Termin,
andere verzichten aus Scham oder Unkenntnis des Angebots gänzlich darauf, Kontakt
zu  einer  Beratungsstelle  aufzunehmen.  Aufgrund  der  in  der  überarbeiteten  EU-
Verbraucherkreditrichtlinie  enthaltenen  Informationspflichten  für  Kreditgeber  werden
künftig voraussichtlich mehr Menschen über die Möglichkeit  der  Schuldnerberatung
Bescheid wissen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten setzen uns seit Langem dafür ein, dass
die Beratung für alle kostenlos ist. Es kann nicht sein, dass Menschen in finanzieller Not
durch Gebühren davon abgehalten werden, Hilfe zu suchen. Deshalb ist gut, dass wir
uns  im  Koalitionsvertrag  mit  CDU  und  CSU  auf  eine  Stärkung  kostenloser
Schuldnerberatung verständigt haben, die niemanden ausschließt.  Damit setzen wir
unsere  Politik  aus  der  letzten  Wahlperiode  fort,  in  der  die  SPD-geführte
Bundesregierung mehrere Millionen Euro für den Ausbau der Schuldnerberatung zur
Verfügung gestellt hat.“

http://www.spdfraktion.de/node/6219931

